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G e s e t z
über die „Stiftung niedersächsische Gedenkstätten“

(GedenkStG)

Vom 18. November 2004

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

Errichtung

1Das Land Niedersachsen errichtet die „Stiftung niedersäch-
sische Gedenkstätten“ als rechtsfähige Stiftung des öffentli-
chen Rechts. 2Die Stiftung hat ihren Sitz in Celle.

§ 2

Zweck und Aufgaben der Stiftung

1Die Stiftung soll 

1. dazu beitragen, dass das Wissen über das historische Ge-
schehen in den Jahren 1933 bis 1945, insbesondere über
die Geschichte von Verfolgung und Widerstand auf dem
Gebiet des Landes Niedersachsen, im Bewusstsein der
Menschen wach gehalten und weitergetragen wird, 

2. die Gedenkstätten Bergen-Belsen und Wolfenbüttel als
Orte der Erinnerung an die Leiden der Opfer des National-
sozialismus und der Opfer der Justizverbrechen und als
Orte des Lernens für künftige Generationen erhalten und
gestalten,

3. die Gedenkstättenarbeit von Initiativen und Gedenkstätten
in privater Trägerschaft in Niedersachsen fördern und

4. die auf das historische Geschehen in den Jahren 1933
bis 1945 und dessen Folgen bezogene Forschung unter-
stützen. 

2Die Stiftung lässt sich bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben
wissenschaftlich beraten; das Nähere bestimmt die Stiftungs-
satzung.

§ 3

Stiftungsvermögen, Nutzungsrechte

(1) 1Das Eigentum an den in der Anlage aufgeführten
Grundstücken einschließlich der Gebäude und des Zubehörs
geht als Stiftungsvermögen unentgeltlich auf die Stiftung
über. 2Das Land und die Stiftung treffen eine Vereinbarung
darüber, welche Sammlungs- und Bibliotheksgegenstände
unentgeltlich als Stiftungsvermögen in das Eigentum der
Stiftung übergehen.

(2) Das Stiftungsvermögen ist, auch soweit es durch Zustif-
tungen oder auf andere Weise erhöht wird, in seinem Bestand
ungeschmälert zu erhalten.

(3) 1Das Gebäude der ehemaligen Hinrichtungsstätte in der
Justizvollzugsanstalt Wolfenbüttel und dazugehörige Ausstel-
lungs-, Seminar- und Büroräume werden der Stiftung ohne
Erhebung eines Nutzungsentgelts zur Nutzung überlassen.
2Das Nähere bestimmt eine Vereinbarung zwischen dem Land
und der Stiftung.

§ 4

Finanzhilfe

Zur Erfüllung des Stiftungszwecks erhält die Stiftung vom
Land eine Finanzhilfe nach Maßgabe des Landeshaushalts.

§ 5

Organe der Stiftung

Organe der Stiftung sind der Stiftungsrat und die Geschäfts-
führerin oder der Geschäftsführer.

§ 6

Stiftungsrat

(1) 1Der Stiftungsrat besteht aus je einer Vertreterin oder
einem Vertreter

1. des für die Gedenkstättenarbeit zuständigen Ministeriums
(Fachministerium) als vorsitzendem Mitglied,

2. jeder der dem Niedersächsischen Landtag angehörenden
Fraktionen,

3. des Justizministeriums,

4. des Finanzministeriums,

5. des Bundes und

6. des Landesverbandes der Jüdischen Gemeinden von Nieder-
sachsen.

2Die Mitglieder und ihre Vertreterinnen und Vertreter werden
auf Veranlassung des Fachministeriums durch die entsenden-
den Stellen benannt. 3Weiteres Mitglied ist das vorsitzende
Mitglied des Stiftungsbeirats.

(2) 1An den Sitzungen des Stiftungsrats können bis zu drei
weitere Mitglieder des Stiftungsbeirats und weitere sachkun-
dige Personen mit beratender Stimme teilnehmen. 2Das Nähe-
re bestimmt die Stiftungssatzung.

(3) Der Stiftungsrat wird vom vorsitzenden Mitglied nach
Bedarf, mindestens jedoch einmal im Jahr zu einer Sitzung
einberufen.

(4) 1Der Stiftungsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens
die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. 2Beschlüsse des Stif-
tungsrats kommen mit der Mehrheit der anwesenden Mit-
glieder zustande, soweit in diesem Gesetz nichts anderes be-
stimmt ist. 3Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des vor-
sitzenden Mitglieds den Ausschlag. 4In Haushalts- und Perso-
nalangelegenheiten können die Beschlüsse des Stiftungsrats
nur mit Zustimmung der Mitglieder nach Absatz 1 Satz 1
Nrn. 1, 3 und 4 gefasst werden.

(5) Die Tätigkeit im Stiftungsrat ist ehrenamtlich.

§ 7

Aufgaben des Stiftungsrats

1Der Stiftungsrat beschließt über die Satzung, den Haus-
halts- und Stellenplan, die Geschäftsordnung und die Entgelt-
ordnung der Stiftung sowie über die Berufung der Geschäfts-
führerin oder des Geschäftsführers. 2Er kann sich weitere
Angelegenheiten zur Entscheidung vorbehalten. 3Der Stiftungs-
rat überwacht die Geschäftsführung. 4Er beschließt nach Prü-
fung der Jahresrechnung über die Entlastung der Geschäfts-
führung. 

§ 8

Geschäftsführung 

(1) 1Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer vertritt
die Stiftung gerichtlich und außergerichtlich. 2In persönli-
chen Angelegenheiten der Geschäftsführerin oder des Ge-
schäftsführers wird die Stiftung vom vorsitzenden Mitglied
des Stiftungsrats vertreten.
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(2) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer führt
die laufenden Geschäfte der Stiftung nach Maßgabe dieses
Gesetzes, der Satzung und der Beschlüsse des Stiftungsrats,
bereitet die Sitzungen des Stiftungsrats vor und führt dessen
Beschlüsse aus.

(3) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer wird
vom Stiftungsrat jeweils für die Dauer von fünf Jahren be-
rufen. 

§ 9

Stiftungsbeirat

(1) Der Stiftungsbeirat berät den Stiftungsrat in allen fach-
lichen Fragen der Gedenkstättenarbeit und -forschung.

(2) Der Stiftungsbeirat besteht aus bis zu 24 Personen, die
von Körperschaften, Gruppen und Verbänden entsandt wer-
den, die dem Stiftungszweck besonders verbunden sind,
insbesondere 

1. dem Landesverband der Jüdischen Gemeinden von Nieder-
sachsen,

2. dem Dokumentations- und Kulturzentrum Deutscher Sinti
und Roma e. V.,

3. dem Niedersächsischen Verband Deutscher Sinti e. V.,

4. der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen,

5. der römisch-katholischen Kirche in Niedersachsen,

6. den Städten Bergen und Wolfenbüttel,

7. Überlebendenorganisationen,

8. Organisationen ehemaliger Widerstandskämpfer und 

9. niedersächsischen Gedenkstättenorganisationen und Initia-
tiven zur Erinnerung an die Verbrechen des Nationalsozia-
lismus.

(3) 1Die in Absatz 2 Nrn. 1 bis 6 genannten Körperschaften
oder Verbände sind durch jeweils ein Mitglied sowie dessen
Vertreterin oder Vertreter im Stiftungsbeirat vertreten. 2Der
Stiftungsrat wählt aus den übrigen Körperschaften, Gruppen
und Verbänden nach Absatz 2 weitere aus, die zur Entsen-
dung von Mitgliedern und deren Vertreterinnen und Vertre-
tern berechtigt sind. 3Die Mitglieder des Stiftungsbeirats sowie
deren Vertreterinnen und Vertreter werden vom Stiftungsrat
auf Vorschlag der entsendungsberechtigten Körperschaften,
Gruppen und Verbände für die Dauer von vier Jahren berufen. 

(4) Der Stiftungsbeirat wählt aus seiner Mitte ein vorsitzen-
des Mitglied.

(5) Der Stiftungsbeirat wird vom vorsitzenden Mitglied
nach Bedarf, mindestens jedoch einmal im Jahr zu einer
Sitzung einberufen.

(6) Die Tätigkeit im Stiftungsbeirat ist ehrenamtlich.

§ 10

Satzung

(1) 1Die Satzung der Stiftung wird vom Stiftungsrat mit der
Mehrheit von zwei Drittel der Mitglieder beschlossen. 2Sie
bedarf der Genehmigung des Fachministeriums.

(2) Die Satzung ist im Niedersächsischen Ministerialblatt
bekannt zu machen.

§ 11

Beschäftigungsverhältnisse, Beschäftigungssicherung

(1) 1Die Stiftung tritt anstelle des Landes in die Rechte und
Pflichten der Arbeitsverträge ein, die das Land mit den im Ge-
denkstättenreferat der Landeszentrale für politische Bildung
Tätigen geschlossen hat. 2Das Land hat den Übergang nach
Satz 1 den Beschäftigten unverzüglich, persönlich und schrift-
lich unter gleichzeitiger Information über die Regelungen zur
Sicherung ihrer Ansprüche mitzuteilen. 

(2) Die Stiftung ist verpflichtet,

1. in den Arbeitsverträgen mit den Beschäftigten der Stiftung
die Anwendung der für das Land jeweils geltenden Tarif-
verträge sicherzustellen und

2. zur Sicherung der Ansprüche auf eine zusätzliche Alters-
und Hinterbliebenenversorgung der Beschäftigten sicher-
zustellen, dass die nach der Satzung der Versorgungs-
anstalt des Bundes und der Länder für eine Beteiligungs-
vereinbarung geforderten tatsächlichen und rechtlichen
Voraussetzungen geschaffen werden und erhalten bleiben.

(3) 1Die Stiftung ist für die übergeleiteten Beschäftigten an
die „Gemeinsame Erklärung der Niedersächsischen Landes-
regierung und der Spitzenorganisationen der Gewerkschaf-
ten zur Staatsmodernisierung und Vereinbarung nach § 81
NPersVG über die Gestaltung der Staatsmodernisierung“
(Bekanntmachung vom 27. März 2000, Nds. MBl. S. 290)
insoweit gebunden, als betriebsbedingte Kündigungen zum
Zweck der Beendigung des Arbeitsverhältnisses bei Wegfall
des Arbeitsplatzes ausgeschlossen sind. 2Satz 1 gilt nicht für
Beschäftigte, die

1. einen im Sinne der Rationalisierungsschutztarifverträge
zumutbaren Ersatzarbeitsplatz oder eine zumutbare vo-
rübergehende Beschäftigung nicht annehmen,

2. eine Vermittlung durch mangelnde Mitwirkung verhin-
dern und damit die angebotene Chance, eine Beschäfti-
gung zu erhalten, nicht wahrnehmen oder

3. einen zumutbaren Arbeitsplatz innerhalb der Landesver-
waltung nicht annehmen.

3Die Bindung nach Satz 1 erstreckt sich auf eine entsprechen-
de Nachfolgeregelung. 4Sie entfällt, sobald eine entsprechende
Regelung oder Nachfolgeregelung nicht mehr besteht.

§ 12

Aufsicht

Die Stiftung unterliegt der Rechtsaufsicht des Fachministe-
riums.

§ 13

Nutzungsentgelte

1Die Stiftung kann nach näherer Bestimmung einer Entgelt-
ordnung Entgelte für die Nutzung von Einrichtungen der Stif-
tung erheben. 2Die Entgeltordnung bedarf der Genehmigung
des Fachministeriums.

§ 14

Übergangsbestimmung

Bis zur ersten Sitzung des Stiftungsrats nimmt das Fach-
ministerium die Aufgaben des Stiftungsrats wahr.
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§ 15

In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 18. November 2004

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Jürgen  G a n s ä u e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian  W u l f f



Nds. GVBl. Nr. 35/2004, ausgegeben am 30. 11. 2004

497

Anlage
(zu § 3 Abs. 1 Satz 1)

Zur Gedenkstätte Bergen-Belsen gehörende Grundstücke des Landes

Alle genannten Grundstücke sind eingetragen im Grundbuch
des Amtsgerichts Celle, Gemarkung Lohheide, Blatt 0182.

Flur Flurstücks-
nummer

Gemarkungs-
nummer

Gemarkung Fläche 
qm

043 00001/002.00 2360 Lohheide 84 254

043 00003/001.00 2360 Lohheide 229 993

043 00003/002.00 2360 Lohheide 12

043 00003/003.00 2360 Lohheide 5 137

043 00003/004.00 2360 Lohheide 11 385

043 00003/005.00 2360 Lohheide 48 124

043 00003/006.00 2360 Lohheide 7 769

043 00003/007.00 2360 Lohheide 200

043 00003/008.00 2360 Lohheide 99

043 00005/001.00 2360 Lohheide 9 974

043 00005/002.00 2360 Lohheide 6 179

043 00005/003.00 2360 Lohheide 1 092

043 00005/004.00 2360 Lohheide 7 110
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G e s e t z
zur Änderung des Niedersächsischen Gesetzes 

zur Ausführung des Zweiten Buchs des Sozialgesetzbuchs

Vom 18. November 2004

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Nach § 2 des Niedersächsischen Gesetzes zur Ausführung
des Zweiten Buchs des Sozialgesetzbuchs vom 16. September
2004 (Nds. GVBl. S. 358) werden die folgenden §§ 2 a und 2 b
eingefügt:

„§ 2 a

Errichtung von Arbeitsgemeinschaften

(1) Kommunale Träger können durch Vereinbarung mit der
Bundesagentur für Arbeit (Bundesagentur) Arbeitsgemein-
schaften nach § 44 b SGB II in der Rechtsform einer rechts-
fähigen Anstalt des öffentlichen Rechts errichten oder sich an
einer solchen Arbeitsgemeinschaft als weiterer Träger betei-
ligen.

(2) 1Die kommunalen Träger übertragen den nach Absatz 1
errichteten Arbeitsgemeinschaften die ihnen nach dem SGB II
obliegenden Aufgaben. 2Die Arbeitsgemeinschaft nimmt diese
Aufgaben im eigenen Namen wahr. 3Die Errichtung der Arbeits-
gemeinschaften lässt die Aufgabenverantwortung der kommu-
nalen Träger unberührt. 

(3) Die Organisation und das Verfahren der Arbeitsgemein-
schaften nach Absatz 1 richten sich nach dem für die kommu-
nalen Träger geltenden Recht, soweit sich nicht aus dem
Ersten, Zweiten, Dritten und Zehnten Buch des Sozialgesetz-
buchs oder diesem Gesetz etwas anderes ergibt oder die Betei-
ligung der Bundesagentur als Einrichtung des Bundes dieses
zwingend ausschließt.

(4) 1Vereinbarungen nach Absatz 1 sind von den kommuna-
len Trägern öffentlich bekannt zu machen; § 6 Abs. 3 NGO
und § 7 Abs. 3 NLO gelten entsprechend. 2Die Vereinbarun-
gen sind zugleich der obersten Landesbehörde vorzulegen.
3Diese kann Vereinbarungen, die das Recht verletzen, gegen-
über den kommunalen Trägern mit den Wirkungen des § 130
Abs. 1 NGO beanstanden.

§ 2 b

Anstalt des öffentlichen Rechts

(1) 1Im Rahmen einer Vereinbarung nach § 2 a Abs. 1, die
die Errichtung einer Anstalt des öffentlichen Rechts zum In-
halt hat, legen die Bundesagentur und die kommunalen Trä-
ger die Satzung der Anstalt fest. 2In der Satzung sind die
Rechtsverhältnisse der Anstalt, das Verfahren zur Änderung
der Satzung und das Verfahren bei Auflösung der Anstalt zu
regeln.

(2) Die Vereinbarung nach § 2 a Abs. 1 enthält mindestens
Bestimmungen über

1. das für die Haushaltswirtschaft, das Rechnungs- und das
Prüfungswesen der Anstalt maßgebliche Recht,

2. die Bereitstellung des Personals,

3. das Verfahren zur Bestimmung des Geschäftsführers nach
§ 44 b Abs. 2 Satz 1 SGB II und seine Befugnisse,

4. die Verteilung der Sitze im Verwaltungsrat auf die Träger
der Anstalt, das Verfahren zur Besetzung der Sitze und die
Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Verwaltungsrats,

5. die Verpflichtung der Bundesagentur, die Kosten der
Wahrnehmung ihrer Aufgaben durch die Anstalt zu tra-
gen, und

6. die Haftung der Bundesagentur für die Verbindlichkeiten
der Anstalt im Innenverhältnis und den gegenseitigen
Haftungsausgleich im Innenverhältnis.

(3) 1Die kommunalen Träger sind verpflichtet, die Kosten
der Wahrnehmung ihrer Aufgaben durch die Anstalt zu tra-
gen. 2Sie haften für die Verbindlichkeiten der Anstalt.

(4) 1Im Übrigen gelten für die Rechtsverhältnisse der An-
stalt die §§ 111 und 113 a Abs. 3, § 113 e Abs. 1 bis 3 Sätze 1, 3
Nrn. 2 bis 6 und Sätze 4 bis 6 und Abs. 7 Satz 2, die §§ 113 f
und 113 g Abs. 2 sowie bei eigenem Personal § 80 Abs. 1 und 4
Satz 1 NGO nach Maßgabe des § 2 a Abs. 3 entsprechend.
2Dabei tritt der Geschäftsführer nach § 44 b Abs. 2 SGB II an
die Stelle des Vorstands nach § 113 e NGO.“

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 18. November 2004

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Jürgen  G a n s ä u e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Christian  W u l f f
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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Verordnung über die Ausbildung 

und Prüfung für Laufbahnen
des höheren technischen Verwaltungsdienstes

Vom 1. November 2004

Aufgrund des § 21 Abs. 2 des Niedersächsischen Beamten-
gesetzes in der Fassung vom 19. Februar 2001 (Nds. GVBl.
S. 33), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
16. September 2004 (Nds. GVBl. S. 362), wird verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für Lauf-
bahnen des höheren technischen Verwaltungsdienstes vom
11. Oktober 1999 (Nds. GVBl. S. 365) wird wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) In den Vorbereitungsdienst kann eingestellt werden,
wer das in den jeweiligen Fachrichtungen nach der An-
lage 1 vorgeschriebene Studium abgeschlossen hat.“

2. Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:

a) In lfd. Nr. 1 Spalte 4 erhält Nummer 3 folgende Fas-
sung:

„3. Dienst- und Fachrecht“.

b) In lfd. Nr. 2 Spalte 4 erhält Nummer 2 folgende Fas-
sung: 

„2. Fachministerien und nachgeordnete Landesbe-
hörden“.

c) In lfd. Nr. 3.1 erhalten die Spalten 4 und 5 folgende
Fassung:

d) In lfd. Nr. 3.2 Spalte 4 erhält Nummer 4 folgende Fas-
sung:

„4. Dienst- und Fachrecht“.

e) In lfd. Nr. 3.3 Spalte 4 erhält Nummer 3 folgende Fas-
sung:

„3. Fachministerien und nachgeordnete Landesbe-
hörden“.

f) Lfd. Nr. 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Spalte 3 wird das Wort „Innenministerium“
durch die Worte „Ministerium für Inneres und
Sport“ ersetzt.

bb) In Spalte 4 erhält Nummer 3 folgende Fassung:

„3. Dienst- und Fachrecht“.

g) Lfd. Nr. 5 wird wie folgt geändert:

aa) Spalte 3 erhält folgende Fassung:

„Vermessungswesen (Geodäsie) oder ein vergleich-
barer Studiengang mit entsprechenden Inhalten“.

bb) In Spalte 4 erhält Nummer 6 folgende Fassung:

„6. Dienst- und Fachrecht“.

h) Lfd. Nr. 6 Spalten 4 und 5 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 1 erhält folgende Fassung:

bb) Nummer 3 erhält folgende Fassung:

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.

Hannover, den 1. November 2004

Niedersächsisches Ministerium 
für Inneres und Sport

S c h ü n e m a n n

Minister

Niedersächsisches Finanzministerium

M ö l l r i n g

Minister

Niedersächsisches Ministerium 
für Soziales, Frauen, Familie und Gesundheit

v o n  d e r  L e y e n

Ministerin

Niedersächsisches Ministerium 
für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr

H i r c h e

Minister

Niedersächsisches Umweltministerium

S a n d e r

Minister

„1. Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, 
Küsten- und Naturschutz 17

2. Vorbereiten und Durchführen von Bauten 21
3. Verwaltungen benachbarter Fachgebiete 16
4. Dienst- und Fachrecht 18
5. Häusliche Prüfungsarbeit 6
6. Lehrgänge 14“.

„1. Einführung in Fachverwaltungen 42“.

„3. Oberste Landesbehörden und 
Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, 
Küsten- und Naturschutz 10“.
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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Bautechnischen Prüfungsverordnung

Vom 23. November 2004

Aufgrund des § 66 Abs. 1 der Niedersächsischen Bauord-
nung in der Fassung vom 10. Februar 2003 (Nds. GVBl. S. 89),
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 5. November 2004
(Nds. GVBl. S. 404), wird verordnet:

Artikel 1

Die Bautechnische Prüfungsverordnung vom 24. Juli 1987
(Nds. GVBl. S. 129), zuletzt geändert durch Verordnung vom
14. November 2001 (Nds. GVBl. S. 723), wird wie folgt ge-
ändert:

1. § 5 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „für die bisherige
Niederlassung zuständigen oberen“ durch das Wort
„obersten“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Der bisherige Satz 1 wird einziger Satz.

bb) Satz 2 wird gestrichen.

2. § 7 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird das Wort „oberen“ durch das Wort
„obersten“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „oberen“ durch das
Wort „obersten“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.

Hannover, den 23. November 2004

Niedersächsisches Ministerium 
für Soziales, Frauen, Familie und Gesundheit

v o n  d e r  L e y e n

Ministerin
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V e r o r d n u n g
zur Aufhebung der Verordnung über die Ausbildung 

und Prüfung der Beamten des mittleren Dienstes 
an wissenschaftlichen Bibliotheken des Landes Niedersachsen

Vom 24. November 2004

Aufgrund des § 21 Abs. 2 des Niedersächsischen Beamten-
gesetzes in der Fassung vom 19. Februar 2001 (Nds. GVBl.
S. 33), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom
5. November 2004 (Nds. GVBl. S. 394), wird im Einverneh-
men mit dem Ministerium für Inneres und Sport verordnet:

§ 1

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung der
Beamten des mittleren Dienstes an wissenschaftlichen Biblio-
theken des Landes Niedersachsen vom 21. Juni 1983 (Nds.
GVBl. S. 151), geändert durch Verordnung vom 5. Dezember
1984 (Nds. GVBl. S. 269), wird aufgehoben. 

§ 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. August 2004 in
Kraft.

Hannover, den 24. November 2004

Niedersächsisches Ministerium
für Wissenschaft und Kultur

S t r a t m a n n

Minister
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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Verordnung 

über die Ausbildung und Prüfung 
für den höheren landwirtschaftlichen Dienst 

im Land Niedersachsen

Vom 25. November 2004

Aufgrund des § 21 Abs. 1 des Niedersächsischen Beamten-
gesetzes in der Fassung vom 19. Februar 2001 (Nds. GVBl.
S. 33), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom
5. November 2004 (Nds. GVBl. S. 394), wird im Benehmen
mit dem Ministerium für Inneres und Sport verordnet:

Artikel 1

Die §§ 3 und 4 der Verordnung über die Ausbildung und
Prüfung für den höheren landwirtschaftlichen Dienst im Land
Niedersachsen vom 31. Januar 1983 (Nds. GVBl. S. 57) wer-
den gestrichen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.

Hannover, den 25. November 2004

Niedersächsisches Ministerium
für den ländlichen Raum, Ernährung, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz

E h l e n

Minister
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V e r o r d n u n g
über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Tierseuchenrechts 

und des Rechts der Beseitigung tierischer Nebenprodukte
(ZustVO-Tier)

Vom 26. November 2004

Aufgrund

des § 2 Abs. 1 Satz 3 des Ausführungsgesetzes zum Tierseu-
chengesetz in der Fassung vom 1. August 1994 (Nds. GVBl.
S. 411), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
24. Juni 2004 (Nds. GVBl. S. 230), und 

des § 4 Satz 3 des Niedersächsischen Ausführungsgesetzes
zum Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetz in der Fas-
sung vom 21. April 1998 (Nds. GVBl. S. 480), geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Juni 2004 (Nds. GVBl. S. 230), 

wird verordnet:

§ 1

Das Fachministerium ist zuständig für die Aufgaben nach

1. § 17 c Abs. 5, § 17 d Abs. 1 bis 3 und § 17 e Satz 2 des
Tierseuchengesetzes in der Fassung vom 22. Juni 2004
(BGBl. I S. 1260),

2. § 3 Abs. 2 Satz 3 Nr. 3, § 11 Abs. 2, § 21 Abs. 4 und § 25
Abs. 3 der Binnenmarkt-Tierseuchenschutzverordnung
in der Fassung vom 10. August 1999 (BGBl. I S. 1820), ge-
ändert durch Artikel 2 der Verordnung vom 17. Juli 2003
(BGBl. I S. 1482),

3. den §§ 1 a, 1 b und 3 sowie — bezüglich der Betriebe und
Einrichtungen, die mit den in § 5 Abs. 2 genannten Erre-
gern arbeiten — § 37 der Tierimpfstoff-Verordnung in der
Fassung vom 12. November 1993 (BGBl. I S. 1885), zu-
letzt geändert durch Artikel 3 § 7 des Gesetzes vom 22. Juni
2004 (BGBl. I S. 1248),

4. § 19 c, § 24 b Sätze 1 und 2 in Verbindung mit Satz 3,
§ 24 d Abs. 2 Satz 3, Abs. 3 und 5, § 24 e, § 24 f Abs. 1,
§ 24 g Abs. 1, § 24 h Abs. 2 bis 4 sowie § 24 j Abs. 2 der
Viehverkehrsverordnung in der Fassung vom 24. März
2003 (BGBl. I S. 381), zuletzt geändert durch Artikel 2 der
Verordnung vom 5. November 2004 (BGBl. I S. 2785),

5. § 2 sowie § 3 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 der Brucellose-Ver-
ordnung in der Fassung vom 28. Oktober 1993 (BGBl. I
S. 1821), zuletzt geändert durch Artikel 370 der Verord-
nung vom 29. Oktober 2001 (BGBl. I S. 2785),

6. § 1 Abs. 2 Nr. 4 Buchst. a und b sowie § 3 der Rinder-Leu-
kose-Verordnung in der Fassung vom 13. März 1997
(BGBl. I S. 458),

7. § 3 der MKS-Verordnung in der Fassung vom 1. Februar
1994 (BGBl. I S. 187), zuletzt geändert durch Artikel 1 der
Verordnung vom 30. April 2001 (BAnz. S. 8385), sowie
§ 2 Abs. 2 der MKS-Verordnung vom 5. Juli 2004 (BGBl. I
S. 1450),

8. § 2 Abs. 2 der Verordnung zum Schutz gegen den Milz-
brand und den Rauschbrand vom 23. Mai 1991 (BGBl. I
S. 1172),

9. § 2 der Tuberkulose-Verordnung in der Fassung vom
13. März 1997 (BGBl. I S. 462),

10. § 3 Abs. 2 der Verordnung zum Schutz gegen die Aujesz-
kysche Krankheit in der Fassung vom 10. November
1997 (BGBl. I S. 2701; 1998 I S. 90), zuletzt geändert
durch Artikel 372 der Verordnung vom 29. Oktober 2001
(BGBl. I S. 2785),

11. § 2 Abs. 2, § 14 a Abs. 2 Satz 3 — bezüglich der nach-
richtlichen Veröffentlichung im Bundesanzeiger — und
§ 14 d der Schweinepest-Verordnung in der Fassung vom
17. Juli 2003 (BGBl. I S. 1496, 1547), geändert durch Arti-

kel 5 der Verordnung vom 3. November 2004 (BGBl. I
S. 2715),

12. § 2 Abs. 2 der Verordnung zum Schutz gegen die Vesi-
kuläre Schweinekrankheit vom 11. April 2001 (BGBl. I
S. 604),

13. § 2 Abs. 1 der Einhufer-Blutarmut-Verordnung vom 2. Juli
1975 (BGBl. I S. 1845), zuletzt geändert durch Artikel 5
der Verordnung vom 18. April 2000 (BGBl. I S. 531),

14. § 5 Abs. 3, § 7 Abs. 2 und § 12 der Geflügelpest-Verord-
nung in der Fassung vom 3. November 2004 (BGBl. I
S. 2746),

15. § 2 Abs. 2 und § 9 Abs. 2 der Hühner-Salmonellen-Ver-
ordnung in der Fassung vom 11. April 2001 (BGBl. I
S. 543), geändert durch Artikel 368 der Verordnung vom
29. Oktober 2001 (BGBl. I S. 2785),

16. § 3 Nrn. 1 und 2 der Tollwut-Verordnung in der Fassung
vom 11. April 2001 (BGBl. I S. 598), geändert durch Arti-
kel 3 § 5 des Gesetzes vom 22. Juni 2004 (BGBl. I
S. 1248),

17. § 2 Abs. 2 der Psittakose-Verordnung in der Fassung vom
14. November 1991 (BGBl. I S. 2111), zuletzt geändert
durch Artikel 3 der Verordnung vom 12. Dezember 2002
(BGBl. I S. 4532),

18. § 5 Abs. 3 der Bienenseuchenverordnung in der Fassung
vom 3. November 2004 (BGBl. I S. 2738), 

19. Artikel 8 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. Oktober
2002 mit Hygienevorschriften für nicht für den mensch-
lichen Verzehr bestimmte tierische Nebenprodukte (ABl.
EG Nr. L 273 S. 1), geändert durch Verordnung (EG)
Nr. 808/2003 der Kommission vom 12. Mai 2003 (ABl.
EU Nr. L 117 S. 1).

§ 2

Das Landesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittel-
sicherheit ist zuständig für die Aufgaben

1. des beamteten Tierarztes nach § 17 e des Tierseuchenge-
setzes bezüglich der Betriebe und Einrichtungen, die mit
den in § 5 Abs. 2 der Tierimpfstoff-Verordnung genann-
ten Erregern arbeiten,

2. der zuständigen Landesbehörde nach § 2 des Tierische
Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes (TierNebG) vom
25. Januar 2004 (BGBl. I S. 82), soweit die Zulassung
und Überwachung von Beseitigungseinrichtungen betrof-
fen ist, derer sich die nach § 3 Abs. 1 Satz 1 TierNebG
Beseitigungspflichtigen bedienen oder die im Rahmen
der Übertragung nach § 3 Abs. 2 TierNebG benutzt wer-
den, sowie der zuständigen Behörde nach § 3 Abs. 2 und 3
TierNebG,

3. der von der Europäischen Kommission zugelassenen
Grenzkontrollstelle Cuxhaven bei der Einfuhr tierischer
Erzeugnisse nach der Binnenmarkt-Tierseuchenschutz-
verordnung,

4. nach § 12 Abs. 1, jedoch nicht in Bezug auf Geflügel-
zuchtbetriebe, Sammelstellen, Viehhandelsunternehmen
und Händlerställe, § 13 Abs. 1 Satz 1, § 13 a Abs. 1,
§ 14 a Abs. 1 bis 3, § 15 Abs. 1 und § 17 der Binnen-
markt-Tierseuchenschutzverordnung,
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5. nach § 13 b, § 31 Abs. 4, § 34 Abs. 1 und — bezüglich der
Betriebe und Einrichtungen, die mit den in § 5 Abs. 2 ge-
nannten Erregern arbeiten — nach § 28 der Tierimpfstoff-
Verordnung,

6. nach den §§ 6 und 8 der Viehverkehrsverordnung, wenn
auf die Veranstaltung voraussichtlich Tiere aus einem
Zuständigkeitsbereich außerhalb des Landkreises oder
der kreisfreien Stadt, in dem oder der die Veranstaltung
stattfindet, aufgetrieben werden, 

7. nach § 11 d der Schweinepest-Verordnung,

8. nach § 9 Abs. 2 Nr. 4 der Verordnung zum Schutz gegen
die Vesikuläre Schweinekrankheit,

9. nach § 2 Abs. 4, § 3 Abs. 2, § 10 Nr. 1, § 11 Nr. 1, § 12
Abs. 1 sowie den §§ 13 und 14 der Fischseuchen-Ver-
ordnung in der Fassung vom 3. November 2004 (BGBl. I
S. 2754), 

10. nach § 2, § 5 und — bezüglich der Vorlage von Aufzeich-
nungen aufgrund der Tätigkeit nach § 2 — § 9 der
Tierseuchenerreger-Verordnung vom 25. November 1985
(BGBl. I S. 2123), zuletzt geändert durch Verordnung
vom 2. November 1992 (BGBl. I S. 1845).

§ 3

Die Polizei ist für die Überwachung von Tiertransporten
wie folgt zuständig:

1. ausschließlich für das Anhalten von Tiertransportfahrzeu-
gen im Straßenverkehr und

2. neben den Landkreisen und kreisfreien Städten für die
sich an Nummer 1 anschließende Kontrolle der Einhal-
tung tierseuchenrechtlicher Vorschriften.

§ 4

(1) 1Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung
in Kraft. 2Abweichend von Satz 1 tritt § 2 am 1. Januar 2005
in Kraft.

(2) 1Mit dem In-Kraft-Treten dieser Verordnung nach Ab-
satz 1 Satz 1 tritt die Verordnung über Zuständigkeiten auf
dem Gebiet des Tierseuchenrechts vom 16. Dezember 1998
(Nds. GVBl. S. 719), geändert durch Verordnung vom 13. Sep-
tember 1999 (Nds. GVBl. S. 343), außer Kraft. 2Abweichend
von Satz 1 gelten die §§ 2 und 4 der dort genannten Verord-
nung bis zum Auflauf des 31. Dezember 2004 fort.

Hannover, den 26. November 2004

Niedersächsisches Ministerium
für den ländlichen Raum, Ernährung, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz

E h l e n

Minister
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Niedersächsische Verordnung
zum Schutz gegen die Geflügelpest

Vom 26. November 2004

Aufgrund des § 79 Abs. 2 und 3 in Verbindung mit § 17
Abs. 1 Nrn. 1, 6, 7 und 14 a sowie den §§ 18, 19 Abs. 1, § 20
Abs. 1, § 21 Abs. 1, § 23, § 24 Abs. 1 und 2, §§ 26, 29 und 78
des Tierseuchengesetzes (TierSG) in der Fassung vom 22. Juni
2004 (BGBl. I S. 1260) in Verbindung mit § 1 Nr. 5 Buchst. e
der Subdelegationsverordnung vom 23. Juli 2003 (Nds. GVBl.
S. 306), geändert durch Verordnung vom 13. September 2004
(Nds. GVBl. S. 316), wird wegen Gefahr im Verzuge verord-
net:

§ 1

(1) Stellt die zuständige Behörde in einem Geflügelbestand
den Verdacht des Ausbruchs der Geflügelpest im Sinne des
§ 1 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a der Geflügelpest-Verordnung in der
Fassung vom 3. November 2004 (BGBl. I S. 2746) fest, so hat
sie die Tötung und unschädliche Beseitigung des Geflügel-
bestandes anzuordnen.

(2) Nach der in Absatz 1 genannten Feststellung oder der
Feststellung von Antikörpern gegen das Influenza-A-Virus der
Subtypen H5 und H7 hat derjenige, der im Umkreis von
3 000 m um den verdächtigen Bestand Geflügel hält, dieses
nach näherer Anweisung der zuständigen Behörde unter-
suchen zu lassen. 

§ 2

1Die zuständige Behörde kann die Geflügelhaltung be-
schränken oder verbieten, wenn dies aus Gründen der
Seuchenvorbeugung oder -bekämpfung erforderlich ist. 2Ein
Erfordernis besteht insbesondere dann, wenn aufgrund der
Lage eines Bestandes, der Auslaufmöglichkeiten und der
Kontaktmöglichkeiten zu Wildenten oder -gänsen von einem
hohen Infektionsrisiko auszugehen ist.

§ 3

(1) Wer 

1. mehr als 1 000 Legehennen, 500 Truthühner, 500 Enten
oder 100 Gänse oder 

2. gewerbsmäßig Hühner, Truthühner, Enten oder Gänse zur
Zucht

nicht ausschließlich in Ställen hält, hat den Bestand im
Dezember 2004 und in der Folge im April und Oktober eines
jeden Jahres, bei Mastgänsen im Dezember 2004 und in der
Folge im Oktober eines jeden Jahres, auf das Influenza-A-
Virus der Subtypen H5 und H7 untersuchen zu lassen.

(2) Die Untersuchungen nach Absatz 1 sind 

1. bei Gänsen und Enten jeweils an 10 Proben je Bestand im
Dezember 2004 und im Oktober virologisch und im April
serologisch und

2. bei Hühnern und Truthühnern jeweils an 10 Proben je
Bestand serologisch

in einem akkreditierten Labor durchzuführen.

(3) 1Die Tierhalterin oder der Tierhalter hat die Untersu-
chungsergebnisse zu dokumentieren und ein Jahr lang auf-
zubewahren. 2Die Tierhalterin oder der Tierhalter hat der zu-

ständigen Behörde positive Untersuchungsergebnisse sofort
mitzuteilen; im Übrigen sind die Ergebnisse der zuständigen
Behörde auf Verlangen vorzulegen.

§ 4

1Eier von Geflügel dürfen von Sammelstellen und Pack-
stellen nur in zuvor nicht benutzten Packungen oder Eier-
höckern abgegeben werden. 2Gebrauchte Paletten, die dem
Transport von Eiern von Geflügel dienen, müssen vor der
Wiederverwendung ordnungsgemäß gereinigt und desinfi-
ziert werden.

§ 5

Futtermittel für Geflügel sind so herzustellen, zu lagern
und zu transportieren, dass sie nicht in Berührung mit
Tieren kommen, die mit der Geflügelpest angesteckt werden
können.

§ 6

Wer Hühner einschließlich Perl- und Truthühner, Enten,
Gänse oder Tauben als Haustiere hält, hat Vorsorge zu treffen,
dass tierseuchenbehördlich angeordnete Tötungsmaßnahmen
unverzüglich vollzogen werden können.

§ 7

1Die Aufgaben der zuständigen Behörde im Sinne dieser
Verordnung nehmen nach § 2 Abs. 1 Satz 1 des Ausführungs-
gesetzes zum Tierseuchengesetz die Landkreise und kreis-
freien Städte wahr. 2In der Region Hannover ist die Lan-
deshauptstadt Hannover in ihrem Gebiet und im Übrigen die
Region Hannover zuständig (§ 7 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 und Abs. 2
Nr. 3 des Gesetzes über die Region Hannover).

§ 8

1Ordnungswidrig im Sinne des § 76 Abs. 2 Nr. 2 TierSG
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen § 3 Abs. 1 oder 2 eine Untersuchung nicht durch-
führen lässt,

2. entgegen § 3 Abs. 3 Satz 1 ein Untersuchungsergebnis
nicht oder nicht vollständig dokumentiert oder aufbewahrt,

3. entgegen § 3 Abs. 3 Satz 2 ein positives Untersuchungs-
ergebnis nicht sofort mitteilt,

4. entgegen § 4 Satz 1 Eier von Geflügel in bereits benutzten
Packungen oder Eierhöckern abgibt,

5. entgegen § 4 Satz 2 nicht ordnungsgemäß gereinigte und
desinfizierte Paletten wieder verwendet,

6. entgegen § 5 Futtermittel so herstellt, lagert oder transpor-
tiert, dass es mit Tieren in Berührung kommt, die mit der
Geflügelpest angesteckt werden können, 

7. die nach § 6 erforderlichen Vorsorgemaßnahmen nicht trifft.

2Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 76 Abs. 3 TierSG mit
einer Geldbuße bis zu 25 000 Euro geahndet werden.



Nds. GVBl. Nr. 35/2004, ausgegeben am 30. 11. 2004

506

Herausgegeben von der Niedersächsischen Staatskanzlei
Verlag und Druck: Schlütersche Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG, Hans-Böckler-Allee 7, 30173 Hannover; Postanschrift: 30130 Hannover,
Telefon 0511 8550-0, Telefax 0511 8550-2400, Postbank Hannover 4 10-308. Erscheint nach Bedarf. Laufender Bezug und Einzelstücke können
durch den Verlag bezogen werden. Bezugspreis pro Jahr 56,30 � (einschließlich 3,68 � Mehrwertsteuer und einschließlich 9,20 � Portokosten-
anteil). Bezugskündigung kann nur 10 Wochen vor Jahresende schriftlich erfolgen. Einzelnummer je angefangene 8 Seiten 1,05 �. ISSN 0341-3497.
Abonnementservice Christian Engelmann, Telefon 0511 8550-2424, Telefax 0511 8550-2405
Einzelverkaufspreis dieser Ausgabe 2,10�� einschließlich Mehrwertsteuer zuzüglich Versandkosten 

§ 9

1Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in
Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Niedersächsische Verordnung
zum Schutz gegen die Geflügelpest vom 10. März 2003 (Nds.
GVBl. S. 132), zuletzt geändert durch Verordnung vom 24. Juni
2003 (Nds. GVBl. S. 208), außer Kraft.

Hannover, den 26. November 2004

Niedersächsisches Ministerium
für den ländlichen Raum, Ernährung,

Landwirtschaft und Verbraucherschutz

E h l e n

Minister
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